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Grundlegende Informationen von  
Stiftungen werden öffentlich einsehbar 
Als Mitglied von Moneyval ist 
Liechtenstein verpflichtet, die 
internationalen Standards zur 
Bekämpfung von Geldwäsche-
rei und Terrorismusfinanzie-
rung umzusetzen. Die Regie-
rung hat in ihrer Sitzung vom 
23. Juni den entsprechenden 
Bericht und Antrag betreffend 
die Abänderung des Personen- 
und Gesellschaftsrechts zuhan-
den des Landtags verabschie-
det. 

40 Empfehlungen hat die 
Financial Action Task Force 
(FATF) als Mindeststandard zur 
Bekämpfung von Geldwäsche-
rei und Terrorismusfinanzie-

rung definiert. Wie diese in den 
einzelnen Mitgliedsländern 
von Moneyval umgesetzt wer-
den, wird im Rahmen soge-
nannter Länderevaluationen 
überprüft. Die nächste Länder-
prüfung Liechtensteins steht im 
Jahr 2021 an. Auch wenn Liech-
tenstein zuletzt hohe Standards 
bescheinigt wurden, so besteht 
doch weiterer Handlungsbe-
darf. Denn gemäss FATF müs-
sen Basisinformationen zu 
sämtlichen juristischen Perso-
nen – und somit auch zu den 
Stiftungen, die nicht im Han-
delsregister eingetragen sind –  
öffentlich zugänglich sein. Und 

das ist derzeit in Liechtenstein 
nicht der Fall. 

Laut Gesetzesvorlage sol-
len deshalb künftig bestimmte 
Informationen über alle Stif-
tungen öffentlich zugänglich 
gemacht werden – unabhängig 
davon, ob sie im Handelsre-
gister eingetragen sind oder 
nicht. Das bedeutet, dass die 
in der Gründungs- bzw. Ände-
rungsanzeige enthaltenen An-
gaben für jedermann einseh-
bar sind, ohne dass ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft 
gemacht werden muss. Zu die-
sen Informationen gehören 
unter anderem der Name der 

Stiftung, die Rechtsform, die 
Adresse und die Angaben über 
die Mitglieder des Stiftungs -
rates.  

Zudem wird sämtlichen in-
ländischen Behörden und Ge-
richten ein direkter Zugriff auf 
die Daten des Handelsregisters 
gewährt. Inländische Strafver-
folgungsbehörden, die Stabs-
stelle Financial Intelligence 
Unit, die Finanzmarktaufsicht 
Liechtenstein und die Steuer-
verwaltung erhalten zusätzlich 
auch Einsicht in die Daten der 
nicht im Handelsregister ein-
getragenen Stiftungen und 
Treuhänderschaften. (ikr)
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Aktueller Zwischenstand von gestern Abend: 76 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

Nein 
45 % 

Ja 
55 % 

Umfrage der Woche 

Frage: Soll Liechtenstein die  
«Ehe für alle» ebenfalls erlauben?

Polizeimeldungen 
Arbeitsunfall in Planken 

Am Dienstag ereignete sich in Planken ein Ar-
beitsunfall. Gegen 8 Uhr bestieg ein Mann eine 
Leiter, um Arbeiten auf einem Dach vorzuneh-
men. Als er auf einer Höhe von ca. drei Meter war, 

rutschte die Leiter nach hinten weg und der Mann 
stürzte zu Boden. Dabei verletzte er sich am Bein 
und musste mit dem Rettungsdienst ins Kranken-
haus gebracht werden. Der genaue Unfallhergang 
wird durch die Landespolizei abgeklärt. (lpfl) 

Pfäfers: Brand in Einfamilienhaus 

Am Montag, kurz vor 7 Uhr, erhielt die Kantonale 
Notrufzentrale die Meldung, dass Rauch aus ei-
nem Einfamilienhaus an der Hintergasse tritt. Bei 
Ankunft der Rettungskräfte befanden sich die 
drei Bewohner bereits in Sicherheit. Die ausge-
rückte Feuerwehr stellte eine starke Rauchent-
wicklung im ersten Obergeschoss fest und konnte 
den Brand mit rund 55 Feuerwehrleuten rasch lö-
schen. Die genaue Brandursache ist noch unklar 
und wird von Spezialisten des Kompetenzzen-
trums Forensik der Kantonspolizei geklärt. Es 

wird jedoch vermutet, dass eine unbeaufsichtigte 
Kerze den Brand im Schlafzimmer ausgelöst hat. 
Nach ersten Erkenntnissen wird der Sachschaden 
auf mehrere zehntausend Franken geschätzt. 
Zwei Personen wurden leicht verletzt und zur 
Kontrolle von der Rettung ins Spital gefahren. 
Das Wohnhaus ist zurzeit nicht bewohnbar. Die 
Bewohner konnten jedoch selbstständig eine vo-
rübergehende Bleibe organisieren. (kaposg)

Medikamente aus der EU 
bringen keine Ersparnis 
Laut Zukunft.li-Geschäftsführer Thomas Lorenz wären die Voraussetzungen für den  
Arzneimittel-Import aus der EU gut. Doch die grobe Analyse der Stiftung ist ernüchternd. 

Susanne Quaderer 
 
Die Stiftung Zukunft.li unter-
suchte die Möglichkeit, Medi-
kamente über den europä -
ischen Arzneimittelmarkt ein-
zukaufen, um dadurch die 
Gesundheitskosten zu senken. 
Das Ergebnis dabei ist jedoch 
ernüchternd. Denn ein relevan-
tes Einsparpotenzial ergibt sich 
keines.   

Vergangene Woche veröf-
fentlichte die Stiftung Zu -
kunft.li ihre Studie «Liechten-
stein und die Schweiz, eine gute 
Freundschaft – auch mit Ecken 
und Kanten». Darin untersuch-
ten die Projektleitenden auch 
die Möglichkeit der Chance von 
Kosteneinsparungen bei Arz-
neimitteln. Die Verflechtung 
der beiden Staaten sei vor allem 
im Arzneimittelbereich ausge-
prägt. «Mit wenigen Ausnah-
men gilt das schweizerische 
Heilmittelgesetz auch in Liech-
tenstein», heisst es in der 
Studie. Die Zulassungen von 
Medikamenten von Swissmedic 
für den Schweizer Markt gelten 
automatisch auch für Liechten-
stein. So sind Liechtensteiner 
Apotheken entweder Teil einer 
schweizerischen Apothekenket-
te oder an das schweizerische 
Vertriebsnetz angehängt.  

Anderes Ergebnis  
als erwartet 
Laut der Studie schaffe aber 
die EWR-Mitgliedschaft die 
Möglichkeit, Liechtenstein am 
europäischen Arzneimittel-
markt anzubinden. Dadurch 
könnten theoretisch die Ge-
sundheitskosten aufgrund von 
günstigeren Preisen gesenkt 
werden. Denn die Schweizer 
Preise sind zumindest für Ge-
nerika rund doppelt so hoch 
wie in der EU. Bei Originalprä-
paraten halten sich die Kosten 
die Waage. Zudem würde auf-
grund des Anschlusses ans eu-
ropäische Netz die Medika-
mentenpalette vergrössert und 
damit eine bessere Arzneimit-

telversorgung erreicht. Theo-
retisch hörte sich dieser Ansatz 
auch für Zukunft.li-Geschäfts-
führer Thomas Lorenz vielver-
sprechend an. Doch die Be-
schäftigung damit brachte ein 
anderes Ergebnis als erwartet. 
Denn auch wenn die Gesund-
heitskosten gesenkt werden 
könnten, stehen dem höhere 
Verwaltungsaufwände gegen-
über. So müssten laut der Stu-
die die Preise im EU/EWR-
Raum erhoben und verglichen 
werden. Offen bleibe auch die 
Frage, ob ein Medikamenten-
Importeur den liechtensteini-
schen Markt als ausreichend 
gross erachte, um die damit 
verbundenen Kosten und Risi-

ken einzugehen. Dies sind ge-
mäss der Stiftung Zukunft.li 
beispielsweise die Umetiket-
tierungen sowie das Wäh-
rungsrisiko. Unter dem Strich 
errechnete sich bei der «gro-
ben Analyse» also keine rele-
vante Ersparnis.  

Bestimmte Medikamente 
sind schwer zu ersetzen 
Ein etwas anderer Ansatzpunkt 
findet sich in der Krankenkas-
senstatistik aus dem Jahr 2018. 
Daraus geht hervor, dass zwei 
Drittel des Sparpotenzials der 
Generika – Nachahmerpräpa-
rat, das wirkstoffmässig mit ei-
nem bereits früher zugelasse-
nen Arzneimittel überein-

stimmt und oft günstiger ange-
boten wird – ungenutzt blieben. 
Insgesamt liegt der maximal 
mögliche Generikaanteil in 
Liechtenstein bei 39,4 Prozent. 
Im Jahr 2018 wurden 14,6 Pro-
zent davon genutzt. Ein ähnli-
ches Bild zeichnete sich bereits 
im Jahr 2016. Eine 100-Pro-
zent-Auslastung der Generika-
quote ist jedoch schwierig, da 
nicht alle Produkte gleich gut 
sind. Manche Präparate sind 
schlechter als das Originalprä-
parat. Bestimmte Medikamente 
sind somit schwer zu ersetzen. 

Hinweis 
Die Studie ist unter  
www.stiftungzukunft.li abrufbar

Die Schweizer Preise für Generika sind doppelt so hoch wie in der EU. Bild: Keystone


